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Stadt Iserlohn 
Bauleitplanung 
58636 Iserlohn 
 
Bebauungsplan Nr. 391 – Haus Ortlohn 
 
Hier: Einwände gegen o. a. B-Plan 391 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
diese Stellungnahme wird frist wahrend abgegeben.  
Weitere ergänzende Stellungnahmen wegen fehlender Planungsunterlagen behalten wir uns vor. 
 
Das B-Plan-Verfahren Haus Ortlohn ist unseres Erachtens eine reine Alibiveranstaltung. 
 
Der Stadt (Verwaltung und Politik) als Herrin des Verfahrens mangelt es augenscheinlich an der 
erforderlichen Objektivität und Neutralität. 
 
Es gibt zahlreiche Hinweise/Belege dafür, dass die Stadt von der Landeskirche (LK) so massiv 
unter Druck gesetzt worden ist, dass möglicherweise schon vorab der LK ein Satzungsbeschluss 
in Aussicht gestellt worden sein könnte. 
 
Dafür sprechen folgende Belege. 

1. Die LK verweigert den Verkauf von Grundstücken an die Stadt Iserlohn kurz vor der 
notariellen Beglaubigung. 
Hintergrund: 
Die Stadt benötigt dringend für die Kanalbaumaßnahme „AK Burgweg“ Grundstücke 
nördlich der Autobahnbrücke Baarstraße, die sich im Besitz der LK befinden. 
Die Verhandlungen führen zu einem unterschriftsreifen Vertrag, der von Notar Busse 
beurkundet werden soll. (s. Mail der Stadt vom 24.01.2013 an die LK) 
Am 01.03.2013 teilt die LK der Stadt mit, dass der Abschluss des Kaufvertrages 
zurückgestellt wird, da „der B-Plan 391 noch im Verfahren ist“  und man mit der 
Stadt „erst eine Gesamtkonzeption erarbeiten“ möchte. 
Mitarbeiter der Stadt sind konsterniert und ratlos, denn bis zu diesem Zeitpunkt gab es in 
den Grundstücksverhandlungen nie ein Junktim zwischen dem B-Plan Verfahren und 
dem Kauf/Verkauf der Grundstücke. 
Am 08.03.2013 wird der Finanzausschuss darüber informiert: 
„Nach einer mündlichen Zusage will die Kirche den Vertrag jedoch erst dann 
abschließen, wenn die Bebauung auf dem Gebiet Haus Ortlohn geklärt ist. Sobald 
diese vorliegt, wird die Stadt eine Fläche von 6.200 qm aus den Grundstücken 
Iserlohn, Flur 73, Flurstücke 681, 686 und 723 zum Preis von xxx erwerben“ 
Es fällt auf, dass der Sinneswandel der LK justament in dem Zeitraum stattfindet, im 
dem sich der Widerstand der Bevölkerung in der sehr erfolgreichen Unterschriftenaktion 
von Umweltbeirat, der Naturschutzverbände und der BI Nußberg manifestiert. 
 

2. Seit Anfang Februar 2014 bietet Herr Christian Koch (VB – Grundstücksgesellschaft 
mbH, Dortmund) drei Grundstücke mit einer Gesamtgröße von 1.437 qm zum Kauf an, 
welche im südwestlichen Teil des B-Planes 391 an der Ortlohnstraße liegen. 
 (Preis etwa 165,--€/qm) 



Laut Anzeigentext seien die Grundstücke „erschlossen“, “ bebaubar nach 
Bebauungsplan“, und „verfügbar ab sofort“. 
Angesichts des Widerstandes in der Bevölkerung und Teilen der Politik sind das sehr 
gewagte Äußerungen, es sei denn, die LK ist sich sehr sicher, dass der B-Plan Realität 
wird. 

3. Der Immobilienhändler Koch hat gegenüber einem Interessenten für diese Grundstücke 
auf eine entsprechende  Nachfrage hin erklärt, dass „der verrohrte Bach auf dem 
Grundstück zu bleibt“, also nicht geöffnet wird. Diese Aussage steht im eklatanten 
Widerspruch zur Rechtslage, nach der gemäß WRRL die Offenlegung zwingend 
erforderlich ist. (Nachzulesen in der offiziellen Stellungnahme des Märkischen Kreises) 
Der LK ist diese Rechtslage durchaus bekannt, denn Frau Meier hat sich gegenüber einer 
Kaufinteressentin auch so geäußert. 
 

4. Die Stadtverwaltung behindert das Informationsbegehren von Einwendern durch 
unzulässige Vorenthaltung von wichtigen Unterlagen wie zum Beispiel: 
 
# Gesprächsprotokolle vom 06.03.2013 
#                                           05.11.2013 
#                                           20.11.2012 
# Gesprächsprotokolle von Gesprächen zwischen dem Vizepräsidenten des LKA, 
   Herrn Henz mit dem BM Herrn Ahrens 
# Gesprächsprotokolle, die das Planungsamt mit dem Planungsbüro Post & Welters 
   geführt hat 
# Marktbeobachtungen und Befragungen der potentiellen Investoren, die die  

- angebliche – Nachfrage nach Wohnungen belegen sollen. 
 
Die Weigerung, diese Unterlagen potentiellen Einwendern zur Verfügung zu stellen, 
verstößt gegen das Informationsfreiheitsgesetz NRW und gegen entsprechende 
höchstrichterliche Urteile (OVG Münster vom 03.05.2010, AZ 13a F31/09 und  
AZ 13a F32/09, sowie der Beschluss des BVG vom 02.02.2011 in gleicher Sache). 
Diese Weigerung beeinträchtigt auch in erheblicher Weise die Rechte der Kritiker, 
wodurch das gesamte B-Plan Verfahren verfahrenstechnisch nicht mehr korrekt 
geführt werden kann.  

 
 

5. Überstürzte und voreilige Rodungen vom 26. bis 28.02.2014 im östlichen Plangebiet, in 
dem die Wohnbebauung vorgesehen ist. Es seien die „üblichen Pflegemaßnahmen, die 
vor der Beginn der Vegetationsperiode am 01. März abgeschlossen sein müssen“, so 
Andrea Rose von der LK gegenüber dem IKZ am 01.03.2014. Ausgeführt würden die 
Arbeiten, die mit der Stadt abgesprochen sein sollen, von der Firma Potthoff, die auf 
dem Areal Doppel- und Reihenhäuser errichten will. 
Dass ein Investor quasi Bau vorbereitende Arbeiten durchführen lässt, bevor ein B-Plan 
rechtskräftig ist, ist rational kaum nachvollziehbar, es sei denn, ein Satzungsbeschluss ist 
in Aussicht gestellt. 

 
6. Entgegen allen bisherigen Verlautbarungen geht es der LK vorrangig nicht um die 

sozialen Projekte, sondern hauptsächlich um die Wohnbebauung. 
Denn nach Äußerungen der LK soll zuerst die Wohnbebauung im Ostteil erfolgen, 
bevor, wenn überhaupt, die sozialen Projekte realisiert werden.  
 



Dafür spricht auch der Umstand, dass die LK bisher keine konkreten Baupläne für das 
Seniorenheim und die seniorengerechten Wohnungen präsentiert hat. 
 

7. Für die Realisierung der sozialen Projekte hätte die LK überhaupt keinen B-Plan 
benötigt, da laut Flächennutzungsplan (FNP) der gesamte Ortlohnpark als 
„Gemeinbedarfsfläche“ ausgewiesen ist, in dem Pflegeheime, Seniorenwohnungen, 
Mehrgenerationenhäuser usw. ohne Weiteres hätten realisiert werden können. Und dies 
ohne Raubbau an der Natur, wenn die LK diese sozialen Projekte auf den schon 
versiegelten Flächen umgesetzt hätte. 
Auch in diesem Fall hätte in einem „Städtebaulichen Vertrag“, welcher auch im Falle 
eines Satzungsbeschlusses vorgesehen ist, der Park in seinen wesentlichen und 
schützenswerten Teilen gesichert werden können. 
 

8. Die Prioritätensetzung durch die LK (erst lukrative Wohnbebauung, dann – eventuell – 
die weniger auskömmlichen sozialen Projekte) belegt eindeutig, dass es der LK 
hauptsächlich um Profitinteressen geht. 
Ein B-Plan, welcher vorrangig und hauptsächlich Profitinteressen dient, verstößt 
gegen Geist und Inhalt des Baugesetzbuches. 
 

9. Ein weiteres Indiz für das Profitinteresse ist das großzügige Angebot (!?) der LK an die 
Stadt, den verbleibenden Teil des Ortlohnparks für einen Euro zu verkaufen. 
Ein Angebot, welches Ratsmitglied Bogatzki „als Gipfel der Unverschämtheit“ 
bezeichnete. 
Damit verfährt die LK exakt nach dem Prinzip: 
 
Privatisierung der Gewinne und Sozialisierung der Verluste! 
 

 
Aus all den o. a. Punkten wird deutlich, dass die Stadt offensichtlich nicht mehr Herrin 
des Verfahrens ist und es ihr an der erforderlichen Objektivität und Neutralität mangelt, 
um korrekt und unvoreingenommen über den B-Plan zu befinden. 
Hier ist die Kommunalaufsicht gefordert. 
 

10. Der vom Büro Post & Welters vorgelegte Satzungsentwurf zum B-Plan 391 mit 
Begründung ist zudem nicht rechtskonform.  
Laut Baugesetzbuch (BauGB)   ist dem Entwurf des B-Planes eine Begründung 
beizufügen“.  Diesem Anspruch wird der vorliegende Satzungsentwurf in keinster 
Weise gerecht. Es fehlen schlicht die sachlich plausiblen Begründungen, in der 
gesetzeskonform der Bedarf der B-Planung nachgewiesen wird. 
Die Begründung für den B-Plan beschränkt sich lapidar auf drei Sätze: 
 
In Iserlohn ist ein hoher Bedarf nach Wohnangeboten für unterschiedliche 
Nutzergruppen wie Familien *, Senioren und gemeinschaftlich orientierte 
Wohnprojekte vorhanden. Im Bereich der Angebote für Senioren besteht sowohl 
Bedarf nach Pflegeplätzen als auch nach barrierefreien Wohnungen. Außerdem 
zeichnet es sich ab, dass eine hohe Nachfrage nach günstigen Wohnungen besteht.“ 
 
Für die o. a. Behauptungen gibt es keinerlei belastbare Belege, keine statistischen 
Erhebungen oder Daten, keinerlei Daten, Zahlen, Fakten, die als kompatibel und 
rechtskonform mit den Erfordernissen des BauGB erachtet werden könnten. 
 



Die angebliche Marktbeobachtung durch den potenziellen Investor, welche einen 
Bedarf nachgewiesen hätte, liegt der Stadt nicht vor: „befindet sich nicht in den 
Verfahrensunterlagen“  (s. Mail des Planungsamtes vom 14.03.2014). 
In gleicher Mail heißt es dann wörtlich: Bitte wenden Sie sich hinsichtlich einer 
möglichen Einsichtnahme bitte an die evangelische Kirche von Westfalen, die den 
Kontakt zu den potenziellen Investoren herstellen kann.“ 
Im Umkehrschluss bedeutet dies nichts anderes, dass der Verwaltung diese nach BauGB 
wichtigen Daten zur Begründung eines B-Planes nicht vorgelegen haben und somit auch 
nicht auf Plausibilität und Korrektheit überprüft worden sind. 
  
Die LK wird nicht einmal ihren eigenen Ansprüchen gerecht: 
Das Evangelische Siedlungswerk in Deutschland (ESWiD) schreibt folgende 
Projektkonzeption vor: 
• eine Nutzer- und Marktanalyse 
• eine Standortanalyse 
• eine Nutzungsanalyse 
• eine Risikoanalyse 
• und eine Kostenanalyse 
Die drei erstgenannten Analysen erfüllen genau das, was das BauGB als Begründung 
verlangt. Das fehlt aber hier eindeutig! 
 
Selbst wenn entsprechendes Datenmaterial die obigen Behauptungen untermauern 
könnten, bleibt immer noch die Frage, warum dieser Bedarf an diesem Standort 
(Ortlohnpark) umgesetzt werden muss oder an anderen Gebieten der Stadt womöglich 
besser realisiert werden kann. 
Es fehlt auch an einem Abwägungsprozess darüber, ob der Bedarf an Wohnflächen für 
junge (kinderreiche*) Familien nicht auch durch gezieltes Wohnungsmanagement 
(Jung kauft Alt) gedeckt werden kann, wie es der „Iserlohner Altenplan“ auch als eine 
Möglichkeit vorsieht. 
 

 
  
 
 
* Anmerkung: 
Es fällt auf, dass in der offiziellen Begründung in dem Satzungsentwurf die Gruppe der 
„kinderreichen“ Familien nunmehr fehlt, womit die LK anfänglich immer hausieren 
ging. 
 
Iserlohn, den 19.03.2014 
 
Klaus Stinn, Anette Vogel, Helmut Meier, Christian Kohlstaedt, Katharina Kohlstaedt,  
Marcel Glatzel, Klaus Peter Schultz, Fritz Schröder,  
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